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Rechtsgrundlagen:

▪ Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union;
▪ Artikel 221 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 17. Dezember 2013 über die gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse;

▪ Befürwortende Stellungnahme des AStV vom 17. Juli 2026 zum Vorschlag für eine 
Durchführungsverordnung (EU) über die finanzielle Soforthilfe für Landwirte, die von besonderen 
Schwierigkeiten
, die ihre wirtschaftliche Lebensfähigkeit beeinträchtigen und aus der Krise im Nahen Osten resultieren“, 
deren Veröffentlichung für Ende Juli 2026 vorgesehen ist;

▪ Landwirtschafts- und Seefischereigesetzbuch, Buch VI, Titel 2, Kapitel 1;

Zusammenfassung: Dieser Beschluss legt die Bedingungen und Modalitäten für die Gewährung von Beihilfen 
fest, die von der „Établissement national des produits de l’agriculture et de la mer“ (FranceAgriMer) im Rahmen 
einer außerordentlichen Unterstützung gewährt werden, um einen Teil der Mehrkosten für einfache 
Stickstoffdüngemittel in landwirtschaftlichen Betrieben angesichts des Anstiegs der Düngemittelpreise infolge 
des Ausbruchs des Konflikts im

Durchführungsverordnung der Kommission zur Gewährung einer finanziellen Soforthilfe für Landwirte, die von spezifischen 
Problemen betroffen sind, die sich aus der Krise im Nahen Osten ergeben und ihre wirtschaftliche Lebensfähigkeit beeinträchtigen.
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Nahen Osten. Die Anwendung dieses Beschlusses hängt von der Veröffentlichung der Durchführungsverordnung 
ab, die am 17. Juli in den zuständigen europäischen Gremien verabschiedet wurde.

Stichworte: einfache Stickstoffdünger, Liquidität

Betroffene Branche(n): Alle Branchen
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Vorwort

Seit mehreren Jahren sind landwirtschaftliche Betriebe, insbesondere solche, die auf Ackerbau spezialisiert sind, 
vor dem Hintergrund des Klimawandels und geopolitischer Instabilität mit einer Reihe schwerwiegender Schocks 
konfrontiert. Die Zunahme klimatischer Unwägbarkeiten in Verbindung mit einer erhöhten Volatilität der Preise 
für Produktionsmittel und landwirtschaftliche Erzeugnisse schwächt ihr wirtschaftliches Gleichgewicht 
nachhaltig.

In diesem ohnehin schon stark verschlechterten Umfeld kam es zum Konflikt im Iran, der einen erneuten Anstieg 
der Preise für mineralische Stickstoffdünger zur Folge hatte. Düngemittel sind jedoch ein unverzichtbarer 
Produktionsfaktor für die landwirtschaftliche Erzeugung und ein zentraler Faktor für die Ernährungssouveränität. 
Dieser starke Preisanstieg, der mit den geopolitischen Spannungen im Nahen Osten zusammenhängt, verschärft 
die Schwierigkeiten der am stärksten betroffenen Betriebe, insbesondere im Ackerbau, die bereits durch 
mehrere defizitäre Erntejahre geschwächt sind.

Angesichts der Dringlichkeit und zur Sicherung der nächsten Ernte im Jahr 2027 richtet die Regierung eine 
Sonderbeihilfe für die landwirtschaftlichen Betriebe ein, die am stärksten von den kriegsbedingten 
Preissteigerungen im Iran betroffen sind, um den Kauf der für das nächste Wirtschaftsjahr erforderlichen 
Düngemittel anzukurbeln. Die Beihilfe zielt somit darauf ab, das reibungslose Funktionieren des Marktes und den 
Düngemittelfluss zu unterstützen, da sich der Vertrieb im Jahr 2026 im Vergleich zu den Vorjahren verlangsamt 
hat.

Der Anwendungsbereich beschränkt sich auf einfache Stickstoff-Mineraldünger, bei denen die Preissteigerungen 
am stärksten ausgefallen sind. Die Beihilfepauschalen für diese Düngemittel werden in € pro Tonne Düngemittel 
festgelegt und gleichen einen Teil der durch den Konflikt im Nahen Osten verursachten Mehrkosten aus. Die 
Marktpreise werden in den kommenden Monaten verstärkt überwacht, um sicherzustellen, dass die 
Pauschalbeträge mit den beobachteten Preisen im Einklang stehen. Die Fördermaßnahme wird es kurzfristig 
ermöglichen, die Auswirkungen des Konflikts im Nahen Osten auf die landwirtschaftliche Produktion und alle 
nachgelagerten Bereiche zu begrenzen, und ist Teil einer umfassenderen, nachhaltigen Strategie zur Stärkung 
der französischen Souveränität im Bereich der Stickstoffdüngemittel.

Über diese Sofortmaßnahme hinaus verfolgt die Regierung eine langfristige Strategie, die darauf abzielt, die 
Abhängigkeit Frankreichs von importierten Düngemitteln zu verringern und die Wettbewerbsfähigkeit der 
Branche zu stärken. Dabei stehen mehrere Schwerpunkte im Mittelpunkt: Optimierung des 
Düngemitteleinsatzes, Entwicklung von Systemen mit geringem Input und von Leguminosen, Förderung 
organischer Alternativen sowie Steigerung der Produktion von CO₂-armen Düngemitteln in Frankreich.
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Artikel 1. Merkmale der Maßnahme

Diese Maßnahme zielt darauf ab, einen Teil der Mehrkosten für einfache Stickstoffdünger in landwirtschaftlichen 
Betrieben im Zeitraum vom 1. Juni 2026 bis zum 30. September 2026 auszugleichen, die aufgrund des Konflikts 
im
Nahen Osten entstehen. Zu diesem Zeitpunkt wird anhand einer Bestandsaufnahme die Entwicklung der 
Düngemittelpreise im Zusammenhang mit der Lage im Nahen Osten bewertet.

Die Beihilfe berechtigt zur Auszahlung eines Betrags von 50 Euro pro Tonne förderfähiger Düngemittel. Dieser 
Betrag wird für die am stärksten betroffenen Betriebe, bei denen die Düngemittelkosten mehr als 10 % ihrer 
Gesamtkosten ausmachen, auf 70 Euro pro Tonne förderfähiger Düngemittel erhöht. Die Marktpreise werden in 
den kommenden Monaten verstärkt überwacht, um sicherzustellen, dass die Pauschalbeträge weiterhin mit den 
beobachteten Preisen im Einklang stehen.

Artikel 2. Finanzierung der Maßnahme

Diese Maßnahme wird von der Europäischen Union und vom Ministerium für Landwirtschaft, Agrar- und 
Ernährungswirtschaft sowie Ernährungssouveränität finanziert.

Das maximale Finanzvolumen für diese Regelung beträgt 145 Millionen Euro, davon werden 107.117.200 
Euro von der Europäischen Union finanziert.

Das Programm steht im Rahmen der verfügbaren Mittel und spätestens bis zum 6. November 2026 um 
14:00 Uhr zur Verfügung.

Artikel 3. Förderkriterien

3.1 Allgemeine Fördervoraussetzungen
Antragsteller für die in diesem Beschluss beschriebene Fördermaßnahme müssen alle folgenden Kriterien 
erfüllen

a. ein Landwirt, eine landwirtschaftliche Gemeinschaft (GAEC), eine landwirtschaftliche Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung (EARL) oder eine andere juristische Person sein, die eine landwirtschaftliche 
Tätigkeit ausübt;

b. ihren Sitz in einem Departement Frankreichs haben;

c. ein kleines oder mittleres Unternehmen (KMU) im Sinne von Anhang I der Verordnung (EU) 2022/2472 
der Kommission vom 14. Dezember 2022 in der geänderten Fassung2sein, dessen Sitz sich in Frankreich 
befindet;

d. im SIRENE-Register des INSEE unter einer SIRET-Nummer des zum Zeitpunkt der Einreichung des 
Beihilfeantrags und am Tag der Auszahlung aktiven Betriebssitzes eingetragen sein;

e. im Förderzeitraum gemäß Artikel 1 dieses Beschlusses einfache stickstoffhaltige Mineraldünger 
erworben haben;

3.2 Voraussetzungen für den Anspruch auf den Zuschlag
Antragsteller, die den in Artikel 4.1 dieses Beschlusses festgelegten Zuschlag in Anspruch nehmen möchten, 
müssen einen Abhängigkeitsgrad (TD) beim Kauf von Düngemitteln aller Kategorien nachweisen

2 Verordnung (EU) 2022/2472 der Kommission vom 14. Dezember 2022 zur Erklärung der Vereinbarkeit bestimmter 
Beihilfekategorien in der Land- und Forstwirtschaft sowie in ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt gemäß den Artikeln 107 und 
108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union. In Anhang I dieser Verordnung wird ein kleines und mittleres 
Unternehmen als ein Unternehmen definiert, das weniger als 250 Mitarbeiter beschäftigt und dessen Umsatz 50 Millionen Euro 
nicht übersteigt oder dessen Jahresbilanzsumme 43 Millionen Euro nicht übersteigt, gemäß der Empfehlung der Kommission vom 6. 
Mai 2003 zur Definition von Kleinstunternehmen sowie kleinen und mittleren Unternehmen.
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TD = Düngemittelaufwendungen (oder Posten „Düngemittel und Bodenverbesserungsmittel“ in der Bilanz) 
/ Gesamtbetriebskosten (ohne außerordentliche Aufwendungen)

aus dem Düngemittelgeschäft, die mindestens 10 % der gesamten Betriebskosten ausmacht, nachgewiesen 
durch die Vorlage einer detaillierten Gewinn- und Verlustrechnung, die auf einer von einem Wirtschaftsprüfer, 
einem Buchhaltungs- und Verwaltungsverband oder einem Rechnungsprüfer erstellten Bilanz basiert, oder durch 
eine von einem Wirtschaftsprüfer gemäß dem von FranceAgriMer festgelegten Muster ausgestellte 
Buchhaltungsbescheinigung, einer Verwaltungs- und Buchhaltungsgesellschaft oder eines Wirtschaftsprüfers 
ausgestellt wurde.
Dieser Abhängigkeitsgrad (TD) wird für das letzte im Jahr 2025 abgeschlossene Geschäftsjahr wie folgt berechnet:

Im Falle einer Übernahme, Fusion oder Aufspaltung des Betriebs können die Buchhaltungsunterlagen der 
Vorgängerbetriebe herangezogen werden, jedoch ist die Vorlage einer Buchhaltungsbescheinigung gemäß dem 
von FranceAgriMer festgelegten Muster obligatorisch.

3.3 Sonderfälle

⮚ Fall der Junglandwirte

Junglandwirte (gA), die die Voraussetzungen des Artikels D.614-2 des Gesetzes über die Landwirtschaft und 
die Seefischerei (CRPM) erfüllen, haben Anspruch auf den in Artikel 4.1 genannten Zuschlag. Diese 
Landwirte müssen ihren Status als Junglandwirt durch einen Zulassungsbescheid als Junglandwirt oder 
durch eine Konformitätsbescheinigung usw. nachweisen. Im Sonderfall eines Betriebs, der in Form einer 
GAEC oder einer anderen Gesellschaft oder Vereinigung von Landwirten gegründet wurde, wird der 
Zuschlag dem Betrieb gewährt, sobald mindestens einer der Gesellschafter die Voraussetzungen für den 
Status als Junglandwirt erfüllt.

⮚ Fall der neu in die Landwirtschaft eingestiegenen Landwirte

Für Landwirte, die sich nach dem 1. Januar 2025 niedergelassen haben und über kein 12-monatiges 
Geschäftsjahr verfügen, das spätestens am 31.12.2025 abgeschlossen ist, gilt eine Förderobergrenze von 
10.000 €. Sie haben Anspruch auf den in Artikel 4.1 genannten Zuschlag. Diese Landwirte müssen ihr 
Niederlassungsdatum durch einen offiziellen Nachweis über das Niederlassungsdatum belegen 
(Bescheinigung der Sozialversicherung für Landwirte (MSA), Protokoll der Hauptversammlung usw.). Ein 
Betrieb (einschließlich GAEC), bei dem eines der Mitglieder sich erst kürzlich niedergelassen hat, gilt 
nicht als neu niedergelassener Betrieb.

⮚ Fall der Landwirte, die ihren Betrieb vergrößert haben

Für Landwirte, die die landwirtschaftliche Nutzfläche (SAU) ihres Betriebs erweitert haben und deren 
Düngemittelkäufe im Jahr 2025 nicht repräsentativ für ihren Düngemittelbedarf im Jahr 2026 sind, gilt eine 
Obergrenze gemäß den Bestimmungen von Artikel 4.2. Um den in Artikel 3.2 vorgesehenen Zuschlag in Anspruch 
nehmen zu können, müssen sie eine Buchhaltungsbescheinigung nach dem von FranceAgriMer festgelegten 
Muster vorlegen, die von einem Wirtschaftsprüfer, einem Verwaltungs- und Buchhaltungsverband oder einem 
Rechnungsprüfer ausgestellt wurde.
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3.4 Nicht förderfähige Antragsteller
Nicht förderfähig im Rahmen der in diesem Beschluss vorgesehenen Beihilfe sind

• Unternehmen, deren SIRET-Nummer des Betriebssitzes oder SIREN-Nummer zum Zeitpunkt der 
Auszahlung der Beihilfe nicht mehr aktiv ist3 ;

• Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne der geltenden europäischen Rechtsvorschriften4, 
insbesondere Unternehmen, die sich in einem Insolvenzverfahren* befinden, unabhängig davon, ob 
dieses zum Zeitpunkt der Einreichung des Beihilfeantrags bekannt ist, erst danach (während der 
Prüfungs- und Verwaltungskontrollphasen) eintritt oder am Tag der Auszahlung vorliegt;

• Antragsteller, gegen die eine nicht vollstreckte Rückforderungsanordnung vorliegt, die durch eine 
frühere Entscheidung der Kommission erlassen wurde, in der die von demselben Mitgliedstaat 
gewährten Beihilfen für rechtswidrig und mit dem Binnenmarkt unvereinbar erklärt wurden, solange sie 
den Gesamtbetrag der rechtswidrigen und unvereinbaren Beihilfe zuzüglich der entsprechenden 
Rückforderungszinsen nicht zurückgezahlt oder auf ein Sperrkonto eingezahlt haben.

3.5 Bescheinigung und Verpflichtungen des Beihilfeantragstellers

Der Antragsteller verpflichtet sich,

• den gesamten Wortlaut dieser Entscheidung zur Kenntnis zu nehmen, insbesondere die Artikel bezüglich
Unregelmäßigkeiten und Sanktionen;

• zum Zeitpunkt der Einreichung des Beihilfeantrags nicht Gegenstand eines gerichtlichen oder 
außergerichtlichen Insolvenzverfahrens zu sein;

• die in Artikel 3 dieses Beschlusses vorgesehenen Förderkriterien einzuhalten;

• die im Jahr 2026 gekauften Düngemittel ausschließlich für den eigenen Gebrauch aufzubewahren;

• jede Entschädigung, die denselben Gegenstand betrifft und von Gebietskörperschaften, einem anderen 
Ministerium oder dessen Dienststellen sowie öffentlichen Einrichtungen für denselben Förderzeitraum 
der Verluste gewährt wird, anzugeben (außer im Falle von Versicherungen)

• dem Wirtschaftsprüfer, dem Verwaltungs- und Buchhaltungsverband oder dem Rechnungsprüfer, 
der die Bescheinigung ausgestellt hat, die Übermittlung aller Daten oder Informationen im 
Zusammenhang mit dem Beihilfeantrag zu gestatten;

• FranceAgriMer oder den dezentralen Dienststellen des MAASA die Erhebung der Informationen zu gestatten

^ Unternehmen, die zum Zeitpunkt der Auszahlung nicht über eine aktive SIRET-Nummer verfügen, müssen Folgendes vorlegen:
- den Nachweis über die Übertragung des Unternehmensvermögens und insbesondere den Nachweis über die Bekanntmachung dieser 
Übertragung.
Liegt keine Übertragung vor, muss der Antragsteller eine eidesstattliche Erklärung des Begünstigten vorlegen, aus der hervorgeht, 
dass keine Übertragung stattgefunden hat.

° Gemäß Absatz 20 Buchstaben a), b) und c) der Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von 
Unternehmen in Schwierigkeiten, die keine Finanzinstitute sind (ABl. C 249 vom 31.7.2014), gilt ein Unternehmen als in 
Schwierigkeiten befindlich, wenn es mindestens eine der folgenden Bedingungen erfüllt:

im Falle einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung (SA, SAS, SCA, SARL, EURL), die seit mehr als drei Jahren besteht, wenn 
mehr als die Hälfte des gezeichneten Stammkapitals aufgrund kumulierter Verluste verloren gegangen ist. Dies ist der Fall, 
wenn der Abzug der kumulierten Verluste von den Rücklagen (und allen anderen Posten, die im Allgemeinen als Teil des 
Eigenkapitals der Gesellschaft angesehen werden) zu einem negativen kumulierten Betrag führt, der die Hälfte des 
gezeichneten Stammkapitals übersteigt.

- Handelt es sich um eine Gesellschaft, bei der zumindest einige Gesellschafter unbeschränkt für die Schulden der Gesellschaft haften (SCEA
...) oder eines seit mehr als drei Jahren bestehenden landwirtschaftlichen Einzelbetriebs, wenn mehr als die Hälfte des 
Eigenkapitals, wie es in der Bilanz der Gesellschaft ausgewiesen ist, aufgrund kumulierter Verluste aufgezehrt wurde.

- wenn das Unternehmen Gegenstand eines Insolvenzverfahrens ist (einschließlich der gerichtlichen Liquidation – vgl. Fußnote 
Nr. 7) oder nach dem für es geltenden nationalen Recht die Voraussetzungen für die Einleitung eines Insolvenzverfahrens auf 
Antrag seiner Gläubiger erfüllt.

Für die Anwendung dieser Vorschriften gelten beispielsweise Unternehmen, die sich in einem Ad-hoc-Mandat oder einem 
Schlichtungsverfahren befinden, oder auch Unternehmen, die sich in einem Sanierungsplan oder einem gerichtlichen 
Sanierungsverfahren befinden, nicht als Unternehmen, die Gegenstand eines Insolvenzverfahrens sind.
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in diesem Zusammenhang bei anderen Behörden, öffentlichen Einrichtungen oder privaten Akteuren, 
insbesondere Daten des INSEE, des RCS, von Infogreffe, der MSA, der ASP sowie von direkt oder indirekt 
verbundenen Dritten wie Düngemittelhändlern, und Daten zu ähnlichen Fördermaßnahmen, die von 
anderen Behörden eingerichtet wurden;

• alle Beträge zurückzuzahlen, die infolge einer behördlichen Prüfung oder einer Vor-Ort-Kontrolle als zu 
Unrecht gezahlt festgestellt werden, auch nach Auszahlung der Beihilfe, gegebenenfalls unter 
Anwendung von Sanktionen;

• alle Unterlagen, die zur Überprüfung der Richtigkeit des eingereichten Beihilfeantrags dienen und von 
der zuständigen Behörde angefordert werden, bis zum Ende des zehnten Kalenderjahres nach dem Jahr 
der Beihilfezahlung aufzubewahren und vorzulegen;

• sich allen Verwaltungs- und Vor-Ort-Kontrollen zu unterziehen, die sich aus der Gewährung der Beihilfe 
ergeben könnten, und insbesondere den mit diesen Kontrollen beauftragten zuständigen Behörden bis 
zum Ende des zehnten Kalenderjahres nach dem Jahr der Beihilfezahlung den Zugang zu seiner 
Einrichtung zu ermöglichen und zu erleichtern;

Artikel 4. Festsetzung der Höhe der öffentlichen Beihilfe

Beihilfefähig sind einfache mineralische Stickstoffdünger, deren Definition in der französischen Norm U 42-001-
J^ festgelegt ist. Der Begriff „einfacher mineralischer Stickstoffdünger“ bezeichnet somit ein Produkt, das aus 
Stickstoff besteht und sekundäre Nährstoffe (Kalzium, Magnesium, Natrium, Schwefel) und Spurenelemente 
enthalten kann, jedoch weder Phosphor noch Kalium enthält: Harnstoff, Ammoniumnitrate, Stickstofflösungen, 
sonstige einfache mineralische Stickstoffdünger.

Eine genauere Auflistung findet sich im Abschnitt „Einfache mineralische Stickstoffdünger (N)“ derselben Norm, 
die auch in Anhang 2 enthalten ist.

4.1 Berechnung der Beihilfe
Die Beihilfe basiert auf der Übernahme der Mehrkosten im Zusammenhang mit dem Kauf von stickstoffhaltigen 
Mineraldüngern im Zeitraum vom 1. Juni 2026 bis zum 30. September 2026. Sie ist auf einen Betrag von 50 Euro 
pro Tonne förderfähigen Düngers festgesetzt. Dieser Betrag wird für die am stärksten betroffenen Betriebe, d. h. 
solche, die gemäß Artikel 3.2 dieses Beschlusses einen Düngemittelabhängigkeitsgrad von mindestens 10 % 
nachweisen können, auf 70 Euro pro Tonne förderfähiger Düngemittel erhöht.
Die Beihilfe gilt ausschließlich für Düngemittel, die verbindlich und endgültig gekauft wurden. Somit muss der in 
Rechnung gestellte Gesamtbetrag dem endgültigen Kaufpreis der Düngemittel entsprechen.
Die vorliegende Beihilferegelung ist nicht mit anderen Finanzmitteln aus europäischen Fonds kumulierbar
.

4.2 Beihilfeuntergrenze und -obergrenze

MINDESTBETRAG: Der im Rahmen dieser Regelung gewährte Mindestbetrag beträgt 750 €. Es wird keine Beihilfe 
gezahlt, wenn der förderfähige Betrag diesen Mindestbetrag nicht erreicht.

OBERGRENZEN: Die im Rahmen dieser Regelung gewährte Beihilfe ist auf 50 % der Menge an einfachen 
stickstoffhaltigen Mineraldüngern begrenzt, die im Jahr 2025 oder während des Zeitraums des letzten im Jahr 
2025 abgeschlossenen Geschäftsjahres gekauft wurden. Zur Festlegung dieser Obergrenze stehen dem 
Antragsteller zwei Möglichkeiten zur Auswahl.

Entweder wird die Obergrenze anhand des Postens „Düngemittel und Bodenverbesserungsmittel“ des 
letzten im Jahr 2025 abgeschlossenen Geschäftsjahres ermittelt; in diesem Fall muss dem Förderantrag 
ein Auszug aus der Bilanz beigefügt werden.

^ https://www.boutique.afnor.org/fr-fr/norme/nf-u420011/engrais-denominations-et-specifications-partie-1-engrais-
mineraux/fa167576/37978

https://www.boutique.afnor.org/fr-fr/norme/nf-u420011/engrais-denominations-et-specifications-partie-1-engrais-mineraux/fa167576/37978
https://www.boutique.afnor.org/fr-fr/norme/nf-u420011/engrais-denominations-et-specifications-partie-1-engrais-mineraux/fa167576/37978
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o Es gilt folgende Formel: ([Posten 6011 „Düngemittel und Bodenverbesserungsmittel“] * 70 % / 
[Durchschnittspreis für mineralische Stickstoffdüngemittel in Frankreich 2025 = 393 €/Tonne 
Düngemittel]) / 2

-  Alternativ wird die Obergrenze auf der Grundlage der Kaufrechnungen für einfache mineralische 
Stickstoffdünger des Kalenderjahres 2025 festgelegt, die den Beihilfeantrag unterlegen müssen.

Für neu niedergelassene Landwirte oder solche, deren landwirtschaftliche Nutzfläche zwischen 2025 und 
2026 zugenommen hat und die in den Sonderfällen gemäß Artikel 3.3 dieses Beschlusses aufgeführt sind, 
gilt eine Obergrenze von 10.000 €.

4.3. Bedingungen hinsichtlich der verfügbaren Mittel

Beihilfeanträge sind im Rahmen der verfügbaren Mittel in der Reihenfolge des Eingangs der vollständigen 
Unterlagen und bis zur Ausschöpfung der Mittel zulässig.

Artikel 5. Beihilfeantrag

5.1 Einreichungsmodalitäten

Der Förderantrag wird online über die Plattform zur Datenerfassung (PAD) gestellt, die über die oben 
angegebene Verlinkung auf der Website von FranceAgriMer zugänglich ist.

Der Zugriff auf das Formular ist nur mit einer gültigen SIRET-Nummer möglich.

Pro SIREN-Nummer kann nur ein Antrag berücksichtigt werden. Verfügt der Antragsteller über mehrere Betriebe 
mit unterschiedlichen SIRET-Nummern unter derselben SIREN-Nummer, darf er daher nur einen einzigen Antrag 
stellen, und zwar unter Angabe der SIRET-Nummer des Hauptsitzes.

Die Informationen (Einreichungsverfahren, Link, Termine...) sind online auf der Website von FranceAgriMer 
verfügbar:

https://www.franceagrimer.fr/Accompagner/Dispositifs-par-filière/Aides-de-crise 

Nach der Validierung der Unterlagen erhält jeder Antragsteller per E-Mail eine Empfangsbestätigung für den 
Beihilfeantrag.

Diese bestätigt in keinem Fall die Gültigkeit der hochgeladenen Unterlagen oder die Gewährung einer Beihilfe 
nach Abschluss des Antragsprüfungsverfahrens.

Die E-Mail zur Einleitung des Antragsverfahrens, die unmittelbar nach Beginn des Verfahrens eingeht, gilt 
nicht als Nachweis der Einreichung; sie enthält den vertraulichen Zugangslink zum Antragstellerordner.

Falls der Antragsteller vor Ablauf der in Artikel 2.2 dieses Beschlusses genannten Einreichungsfrist einen Fehler im 
eingereichten Förderantrag feststellt, wird er gebeten, sich unter an FranceAgriMer unter folgender Adresse zu 
wenden: aide-engrais@.franceagrimer.fr, damit ihm sein Antrag wieder zur Verfügung gestellt wird.

5.2 Frist für die Einreichung des Beihilfeantrags

Die Frist für die Einreichung der Beihilfeanträge beginnt mit dem auf der Website der Einrichtung bekannt 
gegebenen Datum und endet am 6. November 2026 um 4:00 Uhr, Zeit des Mutterlandes (Schließung des 
Online-Dienstes).

Nach Ablauf der Frist für die Einreichung des Beihilfeantrags werden keine Ausnahmen mehr gewährt. Die 

elektronischen Anträge müssen vom Antragsteller über PAD bestätigt werden, um zulässig zu sein, d. h.

Der Posten 6011 „Düngemittel und Bodenverbesserungsmittel“ ist eine standardisierte Position in den Bilanzausweisen. Der 
Faktor 0,70 entspricht dem Anteil der Stickstoffdüngerlieferungen an den gesamten Düngemittellieferungen (Quelle: Unifa-
Agreste). Der für das Jahr 2025 zugrunde gelegte durchschnittliche Preis in Frankreich für mineralische Stickstoffdünger beträgt 393 
C/Tonne Dünger. Zur Einhaltung der Obergrenze von 50 % der Tonnage wird dieser Wert halbiert.

https://www.franceagrimer.fr/Accompagner/Dispositifs-par-filiere/Aides-de-crise
mailto:aide-engrais@franceagrimer.fr
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Das heißt, sie müssen den Status „eingereicht“ haben und eine per E-Mail versandte Eingangsbestätigung 
erhalten haben. Anträge, die zum oben genannten Datum den Status „initiiert“ haben, sind unzulässig und 
werden nicht bearbeitet.

Dem Antragsteller wird daher dringend empfohlen, sich nach Abschluss seines Antrags vom Erhalt der 
Einreichungsbestätigung zu überzeugen.

5.3 Zusammenstellung des Förderantrags

Es obliegt dem Antragsteller, vor der Einreichung des Antrags über den Online-Dienst die Vollständigkeit dieser 
Unterlagen zu überprüfen.

Der Antrag besteht aus dem ordnungsgemäß ausgefüllten Online-Formular, das die Angaben und 
Verpflichtungen des Antragstellers enthält. Ihm müssen folgende Unterlagen beigefügt werden (auf der Website 
einzureichen)

▪ Eine Bankverbindung des Antragstellers. Im Falle eines Insolvenzverfahrens (außer bei einem 
Liquidationsverfahren) ist zur Vereinfachung ein Schreiben oder eine E-Mail des Bevollmächtigten 
vorzulegen, um den Zahlungsempfänger zu bestätigen; andernfalls
muss ein Nachweis über die Übertragung der Kontoführung im Rahmen des Urteils vorgelegt werden;

▪ Für Antragsteller, die keine PACAGE-Nummer besitzen, eine Bescheinigung über die Mitgliedschaft 
bei der MSA oder der CGSS, die zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht älter als ein Jahr ist und den
Status des Antragstellers;

▪ Für Landwirte, die den Zuschlag in Anspruch nehmen möchten,

▪ entweder eine detaillierte Gewinn- und Verlustrechnung der letzten, von einem 
Buchhaltungszentrum erstellten Bilanz über 12 Monate (mit Abschluss im Jahr 2025), 
wobei das Logo des Zentrums sichtbar sein muss
sowie der Name des Antragstellers und das Geschäftsjahr, einschließlich des Postens
„Düngemittel und Bodenverbesserungsmittel“, die Gesamtkosten und die außerordentlichen 
Aufwendungen;

▪ entweder eine Bescheinigung, die gemäß dem von FranceAgriMer bereitgestellten Muster 
von einem Wirtschaftsprüfer, einem Verwaltungs- und Buchhaltungsverband oder einem
(Unterschrift, Stempel unter Verwendung des oder der Muster in Anhang 1 dieses 
Beschlusses). Die Bescheinigung enthält den Abhängigkeitsgrad des letzten Geschäftsjahres, 
das vor dem 31. Dezember 2025 abgeschlossen wurde;

▪ In Sonderfällen (Fusion, Erweiterung, Aufspaltung … des Betriebs) oder bei Betrieben mit 
geringem landwirtschaftlichem Gewinn (Micro-BA) ist die buchhalterische Bescheinigung
obligatorisch; beglaubigte Bilanzen oder detaillierte Gewinn- und Verlustrechnungen 
werden nicht akzeptiert.

▪ Zur Berechnung der Förderhöchstgrenze ist je nach gewählter Methode die detaillierte Gewinn- und 
Verlustrechnung der letzten von einem Buchhaltungszentrum erstellten 12-Monats-Bilanz (mit 
sichtbarem Logo sowie
sowie Name des Antragstellers und Geschäftsjahr) herangezogen, die im Jahr 2025 abgeschlossen 
wurde und aus der der Posten 6011 „Düngemittel und Bodenverbesserungsmittel“ ersichtlich ist, 
oder die Rechnungen für einfache stickstoffhaltige Mineraldünger auf
einer der beiden folgenden Zeiträume: 1. Januar bis 31. Dezember 2025 oder das letzte
, das spätestens am 31. Dezember 2025 abgeschlossen wurde, unter Angabe von:

- Rechnungsdatum und -nummer;

- die SIRET-Nummer des Ausstellers;

- Firmenname und Kontaktdaten des Antragstellers;

- die Menge an einfachen mineralischen Stickstoffdüngern unter Angabe der 
verwendeten Einheit (Tonnen/kg);
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- die ausdrückliche Angabe der Art des einfachen mineralischen 
Stickstoffdüngers (Harnstoff, Ammoniumnitrate, Stickstofflösung oder 
andere einfache Stickstoffdünger). Eine Liste der förderfähigen 
Düngemitteltypen ist in Anhang 2 enthalten, in der die wichtigsten 
Düngemittelkategorien aufgeführt sind. Ergänzend dazu wird auf der 
Website von FranceAgriMer⁸ eine nicht erschöpfende Liste der förderfähigen 
Düngemittel nach Handelsbezeichnung veröffentlicht. Ist die 
Düngemittelart in der Rechnung nicht angegeben, muss der 
Düngemittellieferant eine Bescheinigung über die Düngemittelart (Anhang 
3) ausfüllen;

- der Gesamtbetrag der Rechnung ohne und inklusive Mehrwertsteuer.

▪ zusammen mit den Zahlungsnachweisen: Kontoauszug(e) oder Auszug(e) des verbundenen Kontos 
für Landwirte, die Mitglieder einer Genossenschaft sind, zum Nachweis der Zahlung der
vorgelegten Rechnungen belegen (tatsächliche Abbuchung des Rechnungsgesamtbetrags vom Konto).

▪ Für die Berechnung des förderfähigen Beihilfebetrags müssen die Rechnung(en) für den Kauf 
von einfachen stickstoffhaltigen Mineraldüngern zwischen dem 1. Juni 2026 und dem 30. 
September 2026
müssen mindestens folgende Angaben enthalten:

- das Datum (zwischen dem 1. Juni 2026 und dem 30. September 2026) und 
die Rechnungsnummer enthalten;

- die SIRET-Nummer des Ausstellers;

- den Firmennamen und die Kontaktdaten des Antragstellers;

- die Menge an einfachen mineralischen Stickstoffdüngern unter Angabe der 
verwendeten Maßeinheit (Tonnen/kg);

- die ausdrückliche Angabe der Art des einfachen mineralischen 
Stickstoffdüngers (Harnstoff, Ammoniumnitrate, Stickstofflösung oder 
andere einfache Stickstoffdünger). Eine Liste der förderfähigen 
Düngemitteltypen ist in Anhang 2 enthalten, in der die wichtigsten 
Düngemittelkategorien aufgeführt sind. Ergänzend dazu wird auf der 
Website von FranceAgriMer⁸ eine nicht erschöpfende Liste der förderfähigen 
Düngemittel nach Handelsbezeichnung veröffentlicht. Ist die 
Düngemittelart in der Rechnung nicht angegeben, muss der 
Düngemittellieferant eine Bescheinigung über die Düngemittelart (Anhang 
3) ausfüllen;

- den in Rechnung gestellten Gesamtbetrag ohne und mit Mehrwertsteuer.
▪ zusammen mit den Zahlungsnachweisen (ab dem 1. Juni 2026 und spätestens zum Zeitpunkt der 

Einreichung der Unterlagen): Kontoauszug(e) oder Auszüge aus verbundenen Konten für Landwirte, 
die Mitglieder einer Genossenschaft sind, zum Nachweis der Begleichung der vorgelegten 
Rechnungen
(tatsächliche Abbuchung des Gesamtrechnungsbetrags vom Konto);

▪ Für neu niedergelassene Landwirte: ein offizieller Nachweis über das Datum der Niederlassung 
(MSA-Bescheinigung, Protokoll der Hauptversammlung usw.);

▪ Für Junglandwirte: einen Zulassungsbescheid als Junglandwirt oder eine Konformitätsbescheinigung.

Ergänzend zu Anhang 2 wird auf der Website von FranceAgriMer ebenfalls eine Liste der förderfähigen Handelsprodukte zur 
Verfügung gestellt. Diese Liste dient als Anhaltspunkt und ist nicht vollständig, deckt jedoch die Mehrheit der Produkte ab 
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Artikel 6. Administrative Abwicklung der Maßnahme

6.1 Bearbeitung der Anträge durch die dezentralen Dienststellen des für Landwirtschaft zuständigen Ministeriums

Die Beihilfeanträge müssen die in Artikel 3 dieses Beschlusses festgelegten Förderkriterien erfüllen.

Die Beihilfeanträge werden von den dezentralen Dienststellen des für Landwirtschaft zuständigen Ministeriums 
geprüft.

Die dezentrale Dienststelle prüft die Anträge und legt den Betrag fest, den sie FranceAgriMer gemäß den in 
diesem Beschluss festgelegten Regeln zur Auszahlung vorschlägt.

Die dezentralen Dienststellen können von den Antragstellern alle zusätzlichen Unterlagen anfordern, die sie für 
die Prüfung und das Verständnis des Antrags für erforderlich halten, und legen eine Antwortfrist fest, nach deren 
Ablauf der Antrag abgelehnt wird.

Die Übermittlung der Anträge durch die dezentralen Dienststellen zur Auszahlung durch FranceAgriMer erfolgt 
so schnell wie möglich (laufend), gebündelt in Chargen, im Rahmen des ihnen zur Verfügung gestellten Online-
Verfahrens.

Über das Online-Verfahren wird eine Übersichtstabelle erstellt, die insbesondere für jeden Antrag die 
Kontaktdaten des Begünstigten und den für diese Maßnahme berechneten Beihilfebetrag enthält.

Diese Tabelle wird von der prüfenden Stelle abgezeichnet und per E-Mail an FranceAgriMer unter folgender 
Adresse übermittelt: aide-engrais@franceagrimer.fr, zusammen mit der Auswertungsdatei der Charge (Vorlage 
wird von FranceAgriMer bereitgestellt).

Bei abgelehnten Anträgen ergeht seitens der prüfenden Stelle eine begründete Mitteilung an den 
Beihilfeantragsteller, in der die Rechtsmittelwege und -fristen aufgeführt sind.

Die dezentralen Dienststellen prüfen die von den Beihilfeantragstellern gegen die von ihnen erlassenen 
Entscheidungen eingelegten Rechtsbehelfe, gegebenenfalls mit Unterstützung von FranceAgriMer.

6.2 Prüfung der Anträge durch FranceAgriMer

FranceAgriMer führt eine administrative Zweitprüfung der von den dezentralen Dienststellen übermittelten 
Anträge durch, und zwar auf der Grundlage einer vom Leiter der Dienststelle oder dessen Vertreter 
abgezeichneten Übersichtstabelle sowie der in den Systemen erfassten Daten.

FranceAgriMer behält sich das Recht vor, vom Beihilfeantragsteller alle zusätzlichen Unterlagen anzufordern, die 
sie für die Prüfung für erforderlich hält.

FranceAgriMer kann die Überprüfung bestimmter Kriterien direkt bei anderen Behörden oder privaten 
Einrichtungen, beispielsweise bei Düngemittellieferanten, vornehmen.

Bei Nichteinhaltung der in diesem Beschluss festgelegten Kriterien wird der Antrag abgelehnt.

6.3 Auszahlung der Beihilfe durch FranceAgriMer

Die Auszahlung der Beihilfe erfolgt durch FranceAgriMer unter Einhaltung der in diesem Beschluss 
beschriebenen Bedingungen, insbesondere nach Überprüfung des Vorhandenseins einer aktiven SIRET-Nummer.

Sofern die Verwaltungskontrollen keine Unstimmigkeiten im Vergleich zu den übermittelten Angaben ergeben, 
wird der Antrag auf der Grundlage der in diesem Beschluss festgelegten Kriterien zur Auszahlung freigegeben.

Die Auszahlung der Beihilfe erfolgt durch FranceAgriMer unter Einhaltung der Beihilfeschwellen und -
obergrenzen sowie im Rahmen der für diese Regelung verfügbaren Mittel. Pro Antragsteller erfolgt nur eine 
einzige Auszahlung.

Nach erfolgter Zahlung sendet FranceAgriMer jedem Begünstigten eine E-Mail zur Benachrichtigung über die 
Zahlung.

mailto:engrais@franceagrimer.fr
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FranceAgriMer sorgt für die Bearbeitung der Einsprüche, die nach der Auszahlung von den Beihilfeempfängern 
eingelegt werden.

6.4 Verwaltungs- und Vor-Ort-Kontrollen

Die Anträge werden systematisch einer administrativen Aktenprüfung unterzogen, die auf dem Beihilfeantrag 
und den dazugehörigen Belegen basiert.

Darüber hinaus können die zuständigen nationalen Behörden Vor-Ort-Kontrollen durchführen, und nach der 
Auszahlung kann durch die zuständigen Stellen eine eingehende Überprüfung der übermittelten Angaben 
erfolgen.

Zu diesem Zweck muss der Beihilfeempfänger den Bediensteten von FranceAgriMer und allen anderen befugten 
Personen alle Unterlagen zur Verfügung stellen, die die Auszahlung der Beihilfe belegen, und zwar bis zum Ende 
des zehnten Kalenderjahres, das auf das Jahr der endgültigen Auszahlung der Beihilfe folgt.

Diese Kontrollen können die Förderfähigkeit in Frage stellen und zur Anwendung von Beihilfekürzungen 
und/oder Sanktionen führen.

Artikel 7. Kürzung der Beihilfe und Rückzahlung zu Unrecht bezogener Beihilfen

Wird vor der Auszahlung eine Unregelmäßigkeit festgestellt, wird die beantragte Beihilfe um den zu Unrecht 
gezahlten Betrag gekürzt.

Werden Unregelmäßigkeiten erst nach der Auszahlung festgestellt, wird der Begünstigte aufgefordert, die 
gewährte Beihilfe ganz oder teilweise zuzüglich Zinsen zurückzuzahlen.

Diese Zinsen auf die zurückzufordernden zu Unrecht gezahlten Beträge laufen ab dem dem Begünstigten im 
Rückforderungsbescheid mitgeteilten Zahlungsfristende bis zum Zeitpunkt der Rückzahlung oder des Abzugs der 
geschuldeten Beträge. Die Zahlungsfrist darf nicht mehr als 60 Tage nach Erlass des Rückforderungsbescheids 
betragen. Diese Zinsen werden auf der Grundlage des gesetzlichen Zinssatzes des jeweiligen Landes berechnet.

Artikel 8. Sanktionen bei Betrug

Im Falle der vorsätzlichen Vorlage falscher oder unrichtiger Angaben oder Unterlagen oder jeder anderen 
betrügerischen Handlung, die vor oder nach der Zahlung festgestellt wird, wird die Beihilfe nicht ausgezahlt oder 
muss vollständig zurückgezahlt werden, unbeschadet etwaiger strafrechtlicher Verfolgung, und es wird eine 
Sanktion in Höhe von 20 % des Beihilfebetrags verhängt, der zu Unrecht gezahlt wurde oder gezahlt worden 
wäre, wenn die vorsätzliche Unregelmäßigkeit nicht aufgedeckt worden wäre.

Jede Entscheidung, mit der eine Sanktion verhängt wird, ist zu begründen und dem Antragsteller/Empfänger 
unter Angabe der Rechtsmittelwege und -fristen zuzustellen.

Artikel 9. Verwendung und Verarbeitung personenbezogener Daten

FranceAgriMer verarbeitet personenbezogene Daten, um den gesetzlichen Verpflichtungen nachzukommen, 
denen es unterliegt.

Für weitere Informationen über die von FranceAgriMer durchgeführte Verarbeitung personenbezogener Daten 
sowie zur Kenntnisnahme und Ausübung seiner Rechte im Bereich „Datenschutz“ kann der 
Antragsteller/Begünstigte die folgende Seite besuchen: https://www.franceagrimer.fr/RGPD

Artikel 10. Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im

https://www.franceagrimer.fr/RGPD
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des Ministeriums für Landwirtschaft, Agrar- und Ernährungswirtschaft sowie Ernährungssouveränität in Kraft.

Der Generaldirektor von FranceAgriMer

Martin GUTTON



ANHANG 1: 

Buchhaltungsbescheinigung Das 

Format ist vorgeschrieben.

Es handelt sich um Textdateien, die auf der Website von FranceAgriMer verfügbar sind.
https://www.franceagrimer.fr/Accompagner/Dispositifs-par-filière/Aides-de-crise 

In jeder Vorlage gibt es zwei Registerkarten, die den beiden möglichen Optionen für die Buchhaltungsreferenz 
entsprechen.

Die Bescheinigung muss von der Buchhaltungsstelle* ausgefüllt und im Beihilfeantrag im PDF-Format 
hochgeladen werden: datiert, abgestempelt und vom Buchhalter unterzeichnet.

* Muss zwingend erstellt werden von: Wirtschaftsprüfer, Verwaltungs- und Buchhaltungsvereinigung oder 
Rechnungsprüfer

https://www.franceagrimer.fr/Accompagner/Dispositifs-par-filiere/Aides-de-crise
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ANHANG 2: Liste der förderfähigen Düngemittel

Arten von einfachen Stickstoffdüngemitteln Detaillierte Kategorien

Ammoniumnitrate Ammoniumnitrat

Ammoniumnitrat

Kalkhaltiges Ammoniumnitrat

Ammoniumnitrat und MgO

Ammoniumnitrat und SO₃

Kalkhaltiges Ammoniumnitrat und MgO

Kalkhaltiges Ammoniumnitrat und SO₃

Ammoniumsulfonitrat

Magnesiumsulfonitrat

Stickstoffhaltige Lösungen Stickstofflösung
Harnstoff Harnstoff

Langsam wirkender Harnstoff-Formaldehyd

Langsam wirkendes Crotonyliden-Diurea

Langsam wirkendes Isobutylidendiharnstoff

Stickstoffdünger mit langsam freisetzendem Harnstoff-
Formaldehyd

Stickstoffdünger mit langsam freisetzendem Crotonyliden-
Diurea

Stickstoffdünger mit langsam freisetzendem 
Isobutylidendiharnstoff

Sonstige einfache N-Düngemittel Ammoniumchlorid

Ammoniumsulfat

Kalziumcyanamid

Nitratiertes Calciumcyanamid

Kalknitrat

Kalk-Magnesiumnitrat

Magnesiumnitrat

Natriumnitrat

Chilenitrat

Fester Stickstoffdünger

Fester Stickstoffdünger mit niedrigem Stickstoffgehalt

Wasserfreies Ammoniak

Magnesiumnitratlösung

Stickstoffdünger mit niedrigem Stickstoffgehalt
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ANHANG 3: Bescheinigung über die Düngemittelart

Ich bestätige, dass sich die Rechnung Nr. [Rechnungsnummer] vom [DATUM] tatsächlich auf einen einfachen 
mineralischen Stickstoffdünger („Harnstoff“, „Ammoniumnitrate“, „Stickstofflösung“ oder „sonstige einfache 
Stickstoffdünger“) bezieht.


